
Im letzten Jahr habe ich mich entschlos-
sen, Co-Autor für 2 Artikel zu werden,
die maßgeblich von Martin Zinkler ver-
fasst wurden. Diese Artikel zeigen Mög-
lichkeiten und Freiräume auf, die sich
durch die Auskoppelung der Ordnungs-
funktion aus der Psychiatrie für die Be-
handlung dort ergäben. Sie beschäftigen
sich damit, wie sich diese Ordnungsauf-
gaben an die eigentlich dafür zuständi-
gen Instanzen, Polizei und Justiz, zurück-
geben ließen, sodass sich die psychiatri-
sche Arbeit ausschließlich am Willen
und an den Präferenzen der betroffenen
Personen orientieren kann. Beide Arti-
keln skizzieren Szenarien im Umgang
mit Eigen- und Fremdgefährdung, in der
Psychiatrie, im Polizeigewahrsam und in
Haft, die zeigen, wie sich diese Verände-
rungen organisieren ließen und welche
Vorteile daraus für die psychiatrische Be-
handlung erwüchsen.
Die Ausarbeitung solcher Szenarien wäre
nicht notwendig, wenn Zwangsmaßnah-
men in Deutschland nur im Sinne der
Ultima Ratio, also als absolut letztes Mit-
tel, eingesetzt würden. Das ist bei Wei-
tem nicht der Fall. Zwei neuere Studien
zeigen, dass Zwangsmaßnahmen in
diversen bundesdeutschen Kliniken in
6,7 resp. 8% der Fälle eingesetzt werden
[1, 2]. Es gibt aber auch andere Beispiele,
die zeigen, dass die Einhaltung der Ulti-
ma Ratio durchaus funktionieren kann:
In Heidenheim, Klinik der Pflichtversor-
gung, wurden in den letzten beiden Jah-
ren jeweils nur eine Zwangsbehandlung
mit Neuroleptika durchgeführt. Der An-
teil an durchgeführten Fixierungen be-
trug dort im Jahr 2018 2,2% und im Jahr
2019 2,1%. In Herne, auch eine Klinik mit
Versorgungsauftrag, wurden seit dem
Jahr 1993 im Schnitt 6 Menschen jährlich
fixiert (anstatt 6 wöchentlich, wie ich das
in vielen Einrichtungen erlebt habe),
trotz steigender Aufnahmen von 1300
im Jahr 1993 auf 3800 Fälle im Jahr 2017.

Eine Zwangsinjektion erhielten in diesem
Zeitraum 10 Menschen pro Jahr. In den
letzten beiden Jahren fiel dort der Anteil
an Fixierungen und Zwangsmedikatio-
nen im Jahr 2018 sogar auf 0,2% und
2019 auf 0,1% der Fälle.
Zahlenvergleiche, nicht nur zu diesem
Thema, können zynisch sein: Auf das Le-
ben einer betroffenen Person bezogen,
sind Zwangsmaßnahmen immer eine
Katastrophe. Trotzdem zeigen Zahlen,
wie stark sich eine Klinik an das Ultima-
Ratio-Prinzip hält. Ein „letztes Mittel“
findet eben nicht häufig Anwendung.
Warum es so große Unterschiede gibt
mit Zwangsmaßnahmen umzugehen, ist
unklar. Ich war persönlich dabei, als Mit-
arbeitende die Modelle in Herne und Hei-
denheim vorgestellt haben. Beide Klini-
ken liegen in keinen besonders gewalt-
freien Regionen. Und auch im Alltag pas-
siert dort nichts Besonderes: Offene Tü-
ren, Ergotherapie, Gespräche… Wie ma-
chen die das? Keine spezifischen Inter-
ventionen? Kein ausgeklügeltes Monito-
ring? Vor Jahren hat sich das Team einer
geschlossenen Station in Hamburg dazu
entschieden für 12 Monate die Fixier-
betten in den Keller zu fahren; für diesen
Zeitraum wurde dort niemand fixiert.
Wurde in Heidenheim und Herne, ähn-
lich wie in Hamburg, einfach die Ent-
scheidung getroffen, Zwangsmaßnah-
men nicht oder nur als allerletztes Mittel
anzuwenden? Geht es hier um Wissen-
schaft? Oder um eine unterschiedlich
ausgeprägte Entschiedenheit, um Hal-
tungen und Kulturen?
Wenn ich die Geschichte aus Hamburg
erzähle oder mich auf die Zahlen aus
Herne oder Heidenheim beziehe, wird
mir oft vorgeworfen, ich argumentiere
ideologisch. Ist eine solche Position nicht
eher pragmatisch, geht sie doch von
konkreten Praktiken aus? An einigen Or-
ten in Deutschland werden Zwangsmaß-
nahmen selten umgesetzt (und zwar teil-
weise schon seit 25 Jahren), an anderen
häufig. Was daran ist ideologisch? Ähnli-

che Warnungen habe ich auch als Reak-
tion auf die beiden Artikel erhalten, die
Hintergrund für diese Pro-/Kontra-De-
batte sind. Beide Artikel vertreten sicher-
lich eine starke These, an Stellen viel-
leicht auch radikal formuliert, sie gehen
dabei im Grunde aber beschreibend vor.
Das beschriebene Szenario ist meiner
Meinung nach noch nicht einmal unrea-
listisch: Wenn wir es nicht schaffen, mit
unserer Ordnungsfunktion anders um-
zugehen, flächendeckend und nachweis-
bar, könnte es sein, dass wir diese
irgendwann abgeben müssen. Einige
Zeichen verdichten sich bereits für diese
Entwicklung, national und international
[3, 4]. Auch die Neuroleptikadebatte
wurde vor Jahren als ideologisch bezeich-
net. Inzwischen bilden sich neue Prakti-
ken heraus, häufig durch diejenigen ver-
einnahmt, die damals Kritiker waren.
In beiden Artikeln werden genügend
Gründe für die Auskoppelung der Ord-
nungsfunktion aus der Psychiatrie ange-
führt: Wenn Zwang nicht mehr ange-
wendet werden kann, können mehr Ver-
trauen und Offenheit entstehen. Eine Be-
grenzung auf den Behandlungsauftrag
kann zu mehr Solidarität, Selbstbestim-
mung und Wahlfreiheit führen. Für viele
Psychiatrieerfahrene prägt die prinzipiel-
le Möglichkeit des Zwangs das Bild von
Psychiatrie und überschattet jedwede
unterstützende Funktion. Angesichts
der damit verbundenen, oft lebenslang
anhaltenden Traumata ist das nicht ver-
wunderlich.
Auch ich weiß um die vielen Probleme,
die mit der Auskoppelung der Ordnungs-
funktion aus der Psychiatrie verbunden
sind: Was machen wir mit Menschen in
der Psychiatrie, oder eben anderenorts,
die bspw. drogenintoxikiert oder orga-
nisch bedingt außer sich geraten? Ist
das polizeiliche Gewahrsam eine gute
Alternative? Welcher Kontext eignet sich
zu Deeskalation? In welchem wird es nur
noch schlimmer? Ich habe auf viele die-
ser Fragen keine Antworten. Ich weiß
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nur, dass der Umgang mit Zwangsmaß-
nahmen in der Psychiatrie so nicht weiter
gehen kann und wir offen über Alterna-
tiven sprechen müssen.
Warum ist eine offene Diskussion darü-
ber so schwer? Warum polarisieren sich
hier Positionen und warum kommt es so
schnell zum Vorwurf der Ideologie? Zum
einen erzeugt Gewalt fast immer einen
Ultima-Ratio-Eindruck, weil sie starke
Gefühle und Übertragungen mit sich
bringt, die wir alle unterschiedlich gut
aushalten. Klare Linien lassen sich hier
schwer ziehen. Zweitens geht es nicht
nur um eine Ordnungs-Funktion, sondern
auch um Ordnungs-Macht der Psychiatrie
und, damit verbunden, Gefühle von
Ohnmacht und Ausgeliefertsein. Wenn
Macht im Spiel ist, trennen sich Diskurse
schnell in ein Innen und Außen, in ein
Oben und Unten. Verbunden damit sind
Fragen von Schuld und Täterschaft. Und,
oft auch zur Abwehr davon, in sich ge-
schlossene Logiken, die selbstkritische
Reflexivität vernebeln und Dialog verun-
möglichen können.
Auch ich habe nicht in Herne oder Hei-
denheim gearbeitet. Auch ich habe Men-
schen fixiert und gegen ihren Willen
Medikamente verabreicht und keine Al-

ternativen dazu gesehen. Infolge meiner
Auseinandersetzungen damit habe ich
mich für eine Co-Autorschaft dieser bei-
den Artikel entschieden. Wir müssen
uns mit diesen Fragen offen und mit
allen Menschen, die dazu etwas zu sagen
haben, auseinandersetzen. Zu groß ist
die Gefahr, dass wir uns sonst in einer in
sich abgeschlossenen Logik genügen
und dadurch die Chance verpassen, drin-
gend notwendige Veränderungen in der
Psychiatrie vorzunehmen.
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